 Gefeg- Sammlung + 
1 5 für die | 


Königliden Preußiſchen Staaten 


(Nr. 6496.) Verordnung, betreffend die Einführung des Wahlgeſetzes fuͤr den Reichstag 
des Norddeutſchen Bundes vom 15. Oktober 1866. in den durch das 


Geſetz vom 24. Dezember 1866. der Preußiſchen Monarchie einverleibten 


Herzogthuͤmern Holſtein und Schleswig. Vom 28. Dezember 1866. 


ir Wilhelm, von Gottes Fnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 
Das hier beigefuͤgte Wahlgeſetz für den Reichstag des Norddeutſchen 


„Bundes vom 15. Oktober 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 623 — 625.) wird in 


den durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866. der Preußiſchen Monarchie ein⸗ 
verleibten Herzogthuͤmern Holſtein und Schleswig hiermit eingefuͤhrt. 


Vorſtehende Verordnung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 


5 ‚Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Dezember 1866. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
: Gr. zu Eulenburg. | 
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Ausgegeben zu Berlin den 31. Dezember 1866. 


* . be idR Anlage. 


* 
| Wahlgeſetz 
für den Reichstag des Norddeutſchen Bundes. 


Vom 15. Oktober 1866. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Soda 


Zur Berathung der Verfaſſung und der Einrichtungen des Norddeutſchen 
Bundes ſoll ein Reichstag gewaͤhlt werden. 


H. 2. 

Waͤhler iſt jeder unbeſcholtene Staatsbuͤrger eines der zum Bunde zu⸗ 
fammentretenden Deutſchen Staaten, welcher das 25 ſte Lebensjahr zurüde 
gelegt hat. ö 5 
a H. 3. 

Von der Berechtigung zum Wählen find ausgeſchloſſen: 1) Perſonen, 
welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen; 2) Perſonen, uͤber deren Ver⸗ 
mögen Konkurs- oder Fallitzuſtand gerichtlich eröffnet worden iſt, und zwar 
waͤhrend der Dauer dieſes Konkurs⸗ oder Fallitverfahrens; 3) Perſonen, welche 
eine Armenunterſtuͤtzung aus öffentlichen oder Gemeinde-Mitteln beziehen oder im 
letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen haben. 


H. 4. 

Als beſcholten, alſo von der Berechtigung zum Wählen ausgeſchloſſen, 
ſollen angeſehen werden: Perſonen, denen durch rechtskraͤftiges Erkenntniß der 
Vollgenuß der ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte entzogen iſt, ſofern ſie in dieſe Rechte 
nicht wieder eingeſetzt worden ſind. 


H. 5. 


Waͤhlbar zum Abgeordneten iſt jeder Wahlberechtigte, der einem zum 
Bunde gehörigen Staate ſeit mindeſtens drei Jahren, angehört hat. 8 
5 0 er⸗ 


8 


Verbrechen ſchließen von der Wahl nicht aus. 5 
| $.6. a 


Verbuͤßte oder durch Begnadigung erlaffene Strafen wegen politiſcher 


Perſonen, die ein oͤffentliches Amt bekleiden, beduͤrfen zum Eintritt in 


den Reichstag keines Urlaubs. 


. 


Auf durchſchnittlich 100,000 Seelen der nach der letzten Volkszaͤhlung 
vorhandenen Bevölkerung iſt Ein Abgeordneter zu wählen. Ein Ueberſchuß von 
wenigſtens 50,000 Seelen der Geſammtbevoͤlkerung des Staates wird vollen 
100,000 Seelen gleich gerechnet. 


Jeder Abgeordnete iſt in einem beſonderen Wahlkreiſe zu wählen. 


H. 8. 


Die Wahlkreiſe werden zum Zwecke des Stimmabgebens in kleinere 


Bezirke eingetheilt. 
| H. 9. 


Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben will, muß in dem: 


ſelben zur Zeit der Wahl ſeinen Wohnſitz haben. 
| Jeder darf nur an Einem Orte wählen. 


H. 10. 


In jedem Bezirke ſind zum Zwecke der Wahlen Liſten anzulegen, in 
welche die zum Wählen Berechtigten nach Zu⸗ und Vornamen, Alter, Gewerbe 
und Wohnort eingetragen werden. Dieſe Liſten ſind ſpaͤteſtens vier Wochen 
vor dem zur ordentlichen Wahl beſtimmten Tage zu Jedermanns Einſicht aus⸗ 


zulegen, und iſt dies öffentlich bekannt zu machen. Einſprachen gegen die Liſten 


ſind binnen acht Tagen nach oͤffentlicher Bekanntmachung bei der Behoͤrde, 
welche die Bekanntmachung erlaſſen hat, anzubringen, und innerhalb der naͤchſten 
vierzehn Tage zu erledigen, worauf die Liſten geſchloſſen werden. Nur diejenigen 
ſind zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche in die Liſten aufgenommen ſind. 


H. 11. 


Die Wahlhandlung iſt oͤffentlich; bei derſelben ſind Gemeindemitglieder 8 


zuzu ziehen, welche kein unmittelbares Staats amt bekleiden. BE 
Das Wahlrecht wird in Perſon durch verdeckte, in eine Wahlurne nieder⸗ 
zulegende Stimmzettel ohne Unterſchrift ausgeuͤbt. 
H. 12. 7 


Die Wahl iſt direkt. Sie erfolgt durch abſolute Stimmenmehrheit aller 
(Nr. 6496.) 122 in 


n 
ee 9 
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in einem Wahlkreit abgegebenen Stimmen. Stellt bei einer Wahl eine abſolute 


Stimmenmehrheit ſich nicht heraus, ſo iſt nur unter den er Kandidaten zu 1 


waͤhlen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


§. 13. 
Stellvertreter der Abgeordneten ſind nicht zu waͤhlen. 


H. 14. 
Die Wahlen ſind im ganzen Umfang des Staates zu derſelben Zeit 
vorzunehmen. 
§. 15. 
Die Wahlkreiſe und Wahlbezirke, die Wahldirektoren und das Wahl: 


verfahren, inſoweit dieſes nicht durch das gegenwaͤrtige Geſetz feſtgeſtelt worden 
iſt, werden von der Staatsregierung beſtimmt. 


H. 16. 


Der Reichstag pruͤft die Vollmachten ſeiner . und entſcheidet 
uͤber deren Zulaſſung. 


Er regelt ſeine Geſchaͤftsordnung und Disziplin. 


$. 17. 


1 Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen ſeiner 
Abſtimmung oder wegen der in Ausuͤbung ſeines Berufes gethanen Aeußerungen 
gerichtlich oder disziplinariſch verfolgt oder ſonſt außerhalb der e 
zur Verantwortung gezogen werden. \ 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen ene und beigedrucktem ee 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 15. Oktober 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
5 Gr. zu Eulenburg. e 


(Ir. 6497 


1 2 den V 
V 1 inen aon DR 7185 Nun 

5 6497.) Verordnung, betreffend die Einführung des Wahlgeſetzes fur den Rei d 
Sk Norddeutſchen Bundes vom 15. Oktober 1866, in den ehemals Bayeriſchen 
i und Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen, welche durch das Geſetz vom 


err 
ae dar 


24. Dezember 1866. der Preußifchen Monarchie einverleibt worden find. 


Vom 28. Dezember 1866. a 


5 Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Das hier beigefuͤgte Wahlgeſetz fuͤr den Reichstag des Norddeutſchen 
Bundes vom 15. Oktober 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 623 — 625.) wird in den 


, ehemals Bayeriſchen und Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen, welche durch 


das Geſetz vom 24. Dezember 1866, der Preußiſchen Monarchie einverleibt 
worden ſind, hiermit eingefuͤhrt. 712500 


Vorſtehende Verordnung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft und iſt 
durch die zu Berlin erſcheinende Geſetz⸗Sammlung für die Koͤniglich Preußiſchen 


Staaten zu verkuͤndigen, von welcher je ein Exemplar den Orksvorſtaͤnden zur 
Bekanntmachung in den Gemeinden zuzuſtellen iſt. i 


Roͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 28. Dezember 1866. 
en BE (I. S.) Wilhelm. 


| Gr. v. Bismarck-⸗Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. ». Selchow. 
8 Se | Gr. zu Eulenburg. 5 
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Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 5 
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Wahlgeſetz 85 
für den Reichstag des Norddeutſchen Bundes. 


Vom 15. Oktober 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: a | 


| H. 1. 

5 Zur Berathung der Verfaſſung und der Einrichtungen des Norddeutſchen 

Bundes ſoll ein Reichstag gewaͤhlt werden. f * 5 
9. 2. 

i Waͤhler iſt jeder unbeſcholtene Staatsbürger eines der zum Bunde zus 
ſammentretenden Deutſchen Staaten, welcher das 25 ſte Lebensjahr zuruͤck⸗ 

gelegt hat. 
5 §. 3. 


Von der Berechtigung zum Waͤhlen ſind ausgeſchloſſen: 1) Perſonen, 
welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen; 2) Perſonen, uͤber deren Ver⸗ 
mögen Konkurs⸗ oder Fallitzuſtand gerichtlich eröffnet worden iſt, und zwar 
während der Dauer dieſes Konkurs⸗ oder Fallitverfahrens; 3) Perſonen, welche 
eine Armenunterſtuͤtzung aus Öffentlichen oder Gemeinde⸗Mitteln beziehen oder im 
letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen haben. 


. 


ö Als beſcholten, alſo von der Berechtigung zum Wählen ausgeſchloſſen, 
ſollen angeſehen werden: Perſonen, denen durch rechtskraͤftiges Erkenntniß der 
Vollgenuß der ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte entzogen iſt, ſofern ſie in dieſe Rechte 
nicht wieder eingeſetzt worden ſind. i N 


H. 5. f 


i Waͤhlbar zum Abgeordneten iſt jeder Wahlberechtigte, der einem zum 
Bunde gehörigen Staate ſeit mindeſtens drei Jahren angehoͤrt hat. = 
7 8 f 5 12% 


7 


Verbüßte oder durch Begnadigung erlaſſene Strafen wegen politiſchen 
Verbrechen ſchließen von der Wahl nicht aus. 8 | 
| 9 05 


Perſonen, die ein öffentliches Amt bekleiden, bedürfen zum Eintritt in 
den Reichstag keines Urlaubs. 5 


9 


Auf durchſchnittlich 100,000 Seelen der nach der letzten Volkszaͤhlung 
vorhandenen Bevölkerung iſt Ein Abgeordneter zu wählen. Ein Ueberſchuß von 
wenigſtens 50,000 Seelen der Geſammtbevoͤlkerung des Staates wird vollen 
100,000 Seelen gleich gerechnet. ö 


Jeder Abgeordnete iſt in einem beſonderen Wahlkreiſe zu waͤhlen. 


! H. 8. i is 
Die Wahlkreiſe werden zum Zwecke des Stimmabgebens in kleinere 
Bezirke eingetheilt. 
8 N 8 
Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben will, muß in dem: 


ſelben zur Zeit der Wahl feinen Wohnſitz haben. 


Jeder darf nur an Einem Orte waͤhlen. 


§. 10. 


In jedem Bezirke ſind zum Zwecke der Wahlen Liſten anzulegen, in 
welche die zum Waͤhlen Berechtigten nach Zu⸗ und Vornamen, Alter, Gewerbe 
und Wohnort eingetragen werden. Dieſe Liſten ſind ſpaͤteſtens vier Wochen 
vor dem zur ordentlichen Wahl beſtimmten Tage zu Jedermanns Einſicht aus⸗ 
zulegen, und iſt dies oͤffentlich bekannt zu machen. Einſprachen gegen die Liſten 
ſind binnen acht Tagen nach öffentlicher Bekanntmachung bei der Behörde, 
welche die Bekanntmachung erlaffen hat, anzubringen, und innerhalb der naͤchſten 
vierzehn Tage zu erledigen, worauf die Liſten geſchloſſen werden. Nur diejenigen 
ſind zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche in die Liſten aufgenommen ſind. 


Gl. 


Die Wahlhandlung iſt öffentlich; bei derfelben find Gemeindemitglieder 
zuzuziehen, welche kein unmittelbares Staatsamt bekleiden. . 

Das Wahlrecht wird in Perſon durch verdeckte, in eine Wahlurne nieder⸗ 
zulegende Stimmzettel ohne Unterſchrift ausgeuͤbt. b 


H. 12. 5 


Die Wahl iſt direkt. Sie erfolgt durch abſolute Stimmenmehrheit aller 
(Nr. 6497.) in 


* * 
8 17 


© in einem Wahlkreiſe abgegebenen Stimmen. Stellt bei einer Wahl eine abfolute 
Stimmenmehrheit ſich nicht heraus, fo iſt nur unter den zwei Kandidaten zu 


waͤhlen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben. x 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 0 
e e | E 
Stellvertreter der Abgeordneten ſind nicht zu waͤhlen. 1 
5 f 


Die Wahlen ſind im ganzen Umfang des Staates zu derſelben Zeit 
vorzunehmen. ; 
5 


Die Wahlkreiſe und Wahlbezirke, die Wahldirektoren und das Wahl- 
verfahren, inſoweit dieſes nicht durch das gegenwaͤrtige Geſetz feſtgeſtellt worden 
iſt, werden von der Staatsregierung beſtimmt. e 9 85 


F. 16, 


ee Der Reichstag prüft die Vollmachten feiner Mitglieder und entſcheidet 5 5 
uͤber deren Zulaſſung. 
g Er regelt ſeine Geſchäftsordnung und Disziplin. 


ER $. 17. a 
Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen feiner 
Abſtimmung oder wegen der in Ausübung ſeines Berufes gethanen Aeußerungen 
gerichtlich oder disziplinariſch verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſammlung 
zur Verantwortung gezogen werden. „ 
Alrrkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koniglichen Inſiegel. ö I, 1 che 


BR . Gegeben Schloß Babelsberg, den 15. Oktober 1866. = 
I: (I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. | 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow.“ 
Fei zu Eulenbürg, a 
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Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. N 5 7 150 
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Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
BL ee (R. v. Decker). Eur 


